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Meinen Eltern





Vorwort

Internationale Organisationen sind zu einem unverzichtbaren Bestandteil der
Verfasstheit der Staatengemeinschaft geworden. Doch ihre Gesetzgebungskom-
petenzen blieben, zumindest auf universeller Ebene, lange Zeit auf technische
Zuständigkeitsbereiche bestimmter VN-Sonderorganisationen beschränkt. Dies
änderte sich grundlegend am 28. September 2001, als der Sicherheitsrat mit Reso-
lution 1373 losgelöst von den Anschlägen in den Vereinigten Staaten ein Regel-
werk verabschiedete, das sich wie eine Querschnittskonvention zur Bekämpfung
des internationalen Terrorismus liest, zu deren Verabschiedung es bis heute nicht
gekommen ist. Dieser generell-abstrakte Charakter macht Resolution 1373 zu
einem echten legislativen Akt, der in der Beschlusspraxis des Rates ohne Präze-
denzfall ist und nunmehr am 28. April 2004 mit Resolution 1540 Fortsetzung im
Bereich der Weiterverbreitung von Massenvernichtungswaffen gefunden hat. Der
Sicherheitsrat ist auf diese Weise zu einem Ersatzgesetzgeber der internationalen
Gemeinschaft geworden in einem Normbereich, der von fundamentalem Interesse
für die Staatengemeinschaft ist. Aber auch in der Praxis der VN-Sonderorganisa-
tionen hat es in jüngster Zeit Entwicklungen gegeben, die zur Herausbildung zum
Teil sehr innovativer Rechtsetzungsmechanismen geführt haben, deren Ausgestal-
tung in dem Maß variiert, wie der einzelne mitgliedstaatliche Wille bei der sat-
zungsmäßig vorgesehenen Rechtsbindung noch geschützt wird.

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit dieser Thematik einschließlich ihrer
Bedeutung für das allgemeine Völkerrecht. Sie wurde im Sommersemester 2004
von der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät der Rheinischen Friedrich-
Wilhelms-Universität Bonn als Dissertation angenommen. Rechtsprechung und
Literatur konnten bis Mai 2004 berücksichtigt werden.

Herr Prof. Dr. Dr. Rudolf Dolzer hat die Arbeit mit großem Engagement betreut
und das Erstgutachten gefertigt. Er hat mir eine sehr interessante und lehrreiche
Zeit als wissenschaftlicher Mitarbeiter am Bonner Institut für Völkerrecht ermög-
licht und war stets in ganz besonderer Weise um die Förderung meines Werdegangs
bemüht. Herr Prof. Dr. Matthias Herdegen hat die Zweitberichterstattung übernom-
men und im Laufe meines Studiums viele meiner Vorhaben freundlich unterstützt.
Die hervorragende Betreuung durch Herrn Prof. Dr. Pierre-Marie Dupuy während
meines Forschungsjahres am Europäischen Hochschulinstitut in Florenz hat ganz
wesentlich zum Gelingen der Arbeit beigetragen. Die Förderung durch den DAAD
hat diesen Forschungsaufenthalt ermöglicht.

Grundlegende Anregungen zur Arbeit stammen von Herrn Prof. Dr. Christian
Tomuschat, der meinen Werdegang über lange Jahre unterstützt hat. Herr Prof. Dr.



Günther Handl hat die Arbeit während meines Studienjahres an der Tulane Law
School in New Orleans in ihren Anfängen begleitet. Die Fulbright-Kommission hat
dieses Jahr großzügig gefördert.

Der Verlag Duncker & Humblot war so freundlich, die Arbeit in die Schriften-
reihe „Schriften zum Völkerrecht“ aufzunehmen. Frau Regine Schädlich hat die
Drucklegung sachkundig betreut.

Große Unterstützung habe ich von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des
Bonner Instituts für Völkerrecht erfahren, allen voran Frau Helga Drossard, Frau
Doris Gassen, Frau Marianne Lehrmann und Herrn Felix Bloch. Daneben haben
Frau Dr. Barbara Goy, Frau Dr. Annika Heilmann, Frau Dr. Astrid Ronneberg, Herr
Frank Bauer und Herr Mark Noethen wertvolle Korrekturarbeiten geleistet.

Meine Frau Hyun-Ji hat mir mit viel Liebe und Geduld zur Seite gestanden. Das
Buch widme ich meinen Eltern in tiefer Dankbarkeit für die Unterstützung in all
den Jahren.

Ihnen allen danke ich herzlich.

Kairo, im Juli 2004 Jurij Aston
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Einleitung

Der Grundsatz der souveränen Gleichheit der Staaten ist nach wie vor das fun-
damentale Ordnungsprinzip in den zwischenstaatlichen Beziehungen. Art. 2 Abs. 1
der Charta der Vereinten Nationen verpflichtet die Organisation und ihre Mitglie-
der, bei der Verfolgung der in Art. 1 niedergelegten Ziele nach seiner Maßgabe zu
handeln. Die Souveränität ist dabei Kennzeichen der Staatlichkeit. Nach innen
bedeutet sie Verfassungsautonomie, welche völkerrechtlich durch den Grundsatz
der Nicht-Einmischung in innerstaatliche Angelegenheiten abgesichert wird.1

Nach außen ist sie Völkerrechtsunmittelbarkeit, was bedeutet, dass ein Staat kei-
nem fremden Willen untergeordnet ist.2 Das Völkerrecht bildet deshalb zuvorderst
eine zwischenstaatliche Rechtsordnung3, und zwar in einem doppelten Sinne: Die
Staaten sind Normadressaten und Normerzeuger zugleich.4 Es ist dies der zentrale
Unterschied zu den nationalen Rechtsordnungen, die auf einer zentralisierten
Rechtsetzung durch staatliche Organe beruhen.5

Dementsprechend herrscht in der Völkerrechtslehre weiterhin eine positivisti-
sche Sichtweise vor, welche die normative Geltung des Völkerrechts an die
Zustimmung der Staaten rückkoppelt. Kern dieser Konzeption ist das so genannte
Konsensualprinzip, wonach ein Staat nicht gegen oder ohne seinen Willen an eine
Norm des Völkerrechts gebunden werden kann.6 Diese voluntaristische Konzeption

1 Vgl. Art. 2 Abs. 7 UN-Charta.
2 Talmon, in: März, An den Grenzen des Rechts, 101 (106).
3 s. aber auch: Aston, in: EJIL 12 (2001), 943 ff.
4 Vgl. Art. 38 Abs. 1 IGH-Statut.
5 Herdegen, Völkerrecht, § 3, Rn. 4.
6 In der englischen Fachsprache wird dieses Prinzip gemeinhin als „consent-principle“ be-

zeichnet (s. z. B.: Handl, in: Ringbom, Competing Norms, 217 (220); Tomuschat, in: RdC
241 (1993 – IV), 195 (210). Im Französischen ist die Terminologie uneinheitlich. Teils wird
der Begriff „principe du consentement“, teils der des „consensualisme“ (s. z. B.: R.-J. Dupuy,
La Communauté internationale, S. 83) verwandt. Eine exakte Übersetzung ins Deutsche fällt
schwer. Die Mehrheit im deutschsprachigen Schrifttum bevorzugt augenscheinlich den Be-
griff „Konsensprinzip“, was unter anderem mit der klanglichen Nähe zu seinem englischen
Pendant zu erklären sein könnte (vgl. etwa: Herdegen, Völkerrecht, § 3, Rn. 4; Paulus, Die
internationale Gemeinschaft, S. 230; Riedel, in: Stober [Hrsg.], FS Roellecke, 245 [265]).
Doch dieser Begriff trifft die Sache nicht genau, denn der Begriff „Konsens“ suggeriert eine
Übereinstimmung Mehrerer, um die es hier aber nicht geht. Eher geht es um eine einseitige
Zustimmung, also um ein Konsentieren. Der Begriff „Konsensualprinzip“ scheint deshalb ge-
genüber dem des „Konsensprinzips“ vorzugswürdig (vgl. etwa: Tomuschat, in: BDGV 28
(1988), 9 [10]). Zu unterscheiden ist dieses Prinzip im Übrigen von dem so genannten Kon-
sensusverfahren als ein Verfahren der Annahme eines multilateral verhandelten Textes ohne



des Völkerrechts hat in einem oft zitierten Diktum der „Lotus“-Entscheidung des
Ständigen Internationalen Gerichtshofs aus dem Jahre 1927, dem „navire amiral
du positivisme classique“ (Pierre-Marie Dupuy7), prägnanten Ausdruck gefunden:

„International law governs relations between independent States. The rules of law binding
upon States therefore emanate from their own free will as expressed in conventions or by
usages generally accepted as expressing principles of law ( . . . ).“8

Das vom Gerichtshof vertretene Völkerrechtsverständnis entsprach in jeder Hin-
sicht dem Zeitgeist, wie die Lehrbücher der Epoche belegen. In der systematischen
Darstellung des Völkerrechts von Franz von Liszt aus dem Jahr 1925 etwa ist nach-
zulesen:

„Die verbindende Kraft schöpfen die völkerrechtlichen Normen mithin aus dem sich selbst
bindenden Willen der Staaten, nicht aus dem Willen einer diesen übergeordneten Macht.
Das Völkerrecht ist Vertrag, nicht Gesetz, aber gerade als Vertrag positives Recht.“9

Entsprechend waren auch die internationalen Kongresse und Konferenzen des
19. und frühen 20. Jahrhunderts vom Prinzip der Einstimmigkeit geprägt. Es wäre
keinem Diplomaten in den Sinn gekommen, diesen Modus der Entscheidungsfin-
dung zu hinterfragen. „No will, no law!“, diese Maxime war Ausdruck des Gefühls
souveräner Gleichheit im Konzert der absoluten europäischen Mächte. Für einen
etwaigen Gemeinschaftssinn war hier kein Raum.10

Doch vor allem in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts setzte ein Prozess ein,
durch den sich das Völkerrecht von dieser „westfälischen“ Ordnung der bloßen
Koexistenz souveräner Staaten allmählich zu einem Recht der Kooperation ent-
wickelte11, in dem nicht mehr allein die Interessen einzelner Staaten im Vorder-
grund stehen, sondern zunehmend auch Gemeinschaftsinteressen Berücksichtigung
finden.12 So bildeten sich zum einen bestimmte elementare Werte der Völker-
gemeinschaft heraus, wie etwa das Gewaltverbot, der Schutz der fundamentalen
Menschenrechte oder die Idee des gemeinsamen Erbes der Menschheit, um nur
einige zu nennen.13 Diese Entwicklung ging zum anderen einher mit einer kontinu-

förmliche Abstimmung (vgl. dazu: Suy, in: EPIL 1, 759 ff.; ausführlich: Zemanek, in: Mac-
donald / Johnston, The Structure and Process of International Law, 857 ff.).

7 Droit international public, Rn. 365.
8 The Case of the S. S. Lotus (Frankreich . / . Türkei), Entscheidung des StIGH vom 7. Sep-

tember 1927, PCIJ, Series A, Nr. 10, S. 18; eine Zusammenfassung der Entscheidung findet
sich bei: Herndl, in: EPIL 3, 263 ff. (m. w. N.); dazu zuletzt in anderem Zusammenhang:
Schultz, in: ZaöRV 62 (2002), 703 (insbes. 730 ff.).

9 von Liszt, Völkerrecht, S. 9.
10 Dazu: Zemanek, in: Macdonald / Johnston, Structure and Process of International Law,

857 (866).
11 Friedmann, The Changing Structure of International Law, der diese Terminologie ge-

prägt hat; zuletzt: Kadelbach, in: ZaöRV 64 (2004), 1 ff.
12 Grundlegend zuletzt: Paulus, Die internationale Gemeinschaft.
13 Kadelbach, in: ZaöRV 64 (2004), 1 (10 f.).
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ierlichen Verdichtung der internationalen Beziehungen durch internationale Orga-
nisationen, Institutionen, Staatenkonferenzen und Programme, die zu einem unver-
zichtbaren Bestandteil der Verfasstheit der Staatengemeinschaft geworden sind.14

Mohammed Bedjaoui hat diese Entwicklung wie folgt veranschaulicht:

„(T)he fact of contemporary international society is markedly altered. Despite the still mo-
dest breakthrough of ,supra-nationalism‘, the progress made in terms of the institutionali-
zation, not to say integration and ,globalization‘, of international society is undeniable.
( . . . ) The resolutely positivist, voluntarist approach of international law still current at the
beginning of the century – and which the Permanent Court did not fail to endorse in the
aforementioned judgment15 – has been replaced by an objective conception of internatio-
nal law, a law more readily seeking to reflect a collective juridical conscience and respond
to the social necessities of States organized as a community“.16

Es ist allerdings zu weitgehend, jedenfalls aber zu früh, von einer prinzipiellen
Ablösung der voluntaristischen durch eine objektivistische Konzeption des Völker-
rechts zu sprechen, wie Bedjaoui dies tut.17 Der in Art. 2 Abs. 1 UN-Charta nieder-
gelegte Grundsatz der souveränen Gleichheit der Staaten ist, wie gesagt, nach wie
vor der dominierende Faktor in den internationalen Beziehungen. In der Beobach-
tung der sozialen Realitäten aber ist Bedjaoui zuzustimmen: Die Fortschritte im
Bereich der Institutionalisierung, Globalisierung und Integration sind unüberseh-
bar und damit nimmt gleichzeitig das Bedürfnis nach beschleunigter Rechtsetzung
sowie nach Regeln universeller Geltung zu, an die sich alle Akteure zu halten
haben. Entstanden ist auf diese Weise ein Spannungsfeld zwischen nationalstaatli-
chen Belangen einerseits und der Verfolgung gemeinsamer Interessen anderer-
seits.18 Dieses Spannungsfeld kann dazu führen, dass das Beharren auf der Supre-
matie des staatlichen Willens den veränderten Bedürfnissen einer sich zunehmend
als Gemeinschaft begreifenden Staatenwelt im Einzelfall nicht mehr Rechnung
trägt. Damit stellt sich die Frage nach einer möglicherweise notwendigen Relati-
vierung des völkerrechtlichen Konsensualprinzips.

Vor diesem Hintergrund wird im modernen völkerrechtlichen Schrifttum zuneh-
mend diskutiert, dabei häufig auch im weiteren Kontext einer allgemeinen Debatte
über die Verfasstheit oder Verfassung der Staatengemeinschaft, ob und unter wel-
chen Umständen ein Staat zum Vorteil einer Staatenmehrheit gegen oder ohne sei-
nen Willen an eine Norm des Völkerrechts gebunden werden kann.19 Dabei sind

14 Hans Huber spricht hierbei in Ablehnung des Begriffs der „Vergemeinschaftung“ von
„funktionaler Integration“, in: SchwJBIR 27 (1971), 9 (17); ebenso: Sattler, Das Prinzip
,funktionale Integration‘, (Zusammenfassung seiner Position auf S. 215 – 224).

15 Gemeint ist die eingangs zitierte Lotus-Entscheidung.
16 Separates Votum zum Gutachten des IGH in Sachen Legality of the threat or use of nu-

clear weapons vom 8. Juli 1996, ICJ Reports 1996, 268 (270 f., § 13).
17 Zu Recht: Paulus, Die internationale Gemeinschaft, S. 431.
18 Kadelbach, in: ZaöRV 64 (2004), 1 (11).
19 Grundlegend: Tomuschat, in: RdC 241 (1993 – IV), 195 ff.; s. ferner: ders., in: RdC 281

(1999), 9 ff.; Simma, in: RdC 250 (1994 – VI), 217 ff.; Frowein, in: RdC 248 (1994 – IV)
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